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Teil I: 
 
Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes  
 
1. Plangebiet 

 
Zum Stadtbezirk Plieningen gehören die Stadtteile Plieningen, Hohenheim, 
Steckfeld, Chausseefeld und Asemwald. Der Stadtbezirk Plieningen grenzt im 
Westen an den Stadtbezirk Möhringen, im Norden an die Stadtbezirke Birkach 
und Degerloch, im Osten an die Gemarkung von Ostfildern und im Süden an die 
Gemarkungen von Leinfelden - Echterdingen, Filderstadt und Neuhausen a.d. 
Fildern an.  

 
Zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses wurde der Geltungsbereich auf den 
gesamten Stadtbezirk bezogen. Nach Klärung der städtebaulich und rechtlich er-
forderlichen Abgrenzung wurde der Geltungsbereich im Wesentlichen auf die be-
siedelten Gebiete von Plieningen mit seinen Stadtteilen Hohenheim, Steckfeld, 
Chausseefeld, Plieningen (Teilbereich I), Asemwald (Teilbereich II) und Plienin-
gen Zettach (Teilbereich III) reduziert. 

 
2. Ziel und Zweck der Planung 
 
2.1 Grund für die Aufstellung des Bebauungsplanes 
 

Die Anzahl von Bauanträgen für Spielhallen im Stadtgebiet ist in den letzten Jah-
ren überdurchschnittlich angewachsen.  
 
Wegen der verstärkten Zunahme und Häufung von Spielhallen und anderen Ver-
gnügungsstätten, die zu Nutzungskonflikten und „Trading-down-Prozessen“ in 
sensiblen Stadtquartieren führen können, soll deren Zulässigkeit im gesamten 
Stadtgebiet neu geregelt werden. Der Gemeinderat hat deshalb am 27. März 
2012 eine neue gesamtstädtische Konzeption zur Regelung und Steuerung von 
Vergnügungsstätten des Planungsbüros Dr. Donato Acocella Stadt- und Regio-
nalentwicklung als städtebauliches Entwicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB beschlossen (GRDrs 670/2011). Die Konzeption ist nunmehr die Grund-
lage für die weiteren Planungen. 
 
Gemäß dem Ergebnis der Vergnügungsstättenkonzeption ist vorgesehen, Ver-
gnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexgewerbes in allen Baugebieten aus-
zuschließen und zur Bedarfsdeckung lediglich in A-, B- und C-Zentren gemäß 
des fortgeschriebenen Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes Zulässigkeitsberei-
che zu definieren.  
 
In Stuttgart hat sich gezeigt, dass die bestehenden Vergnügungsstätten, insbe-
sondere in den Innenstadtrandlagen, den Randlagen der Stadtteilzentren und in-
nerhalb der Gewerbegebiete, zu städtebaulich-funktionalen Unverträglichkeiten 
führen. Diese Nutzungskonflikte, die zu „Trading-down-Prozessen“ führen kön-
nen, gilt es zu vermeiden, indem die aufgrund ihrer städtebaulichen Störpotenzi-
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ale kritisch zu bewertenden Vergnügungsstätten - insbesondere die in diesen La-
gen bislang zulässigen Spielhallen und Wettbüros - bewusst in die starken und 
robusten Hauptgeschäftslagen der größeren Zentren integriert werden.  
Gleiches gilt für Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros. 
 
Der vollständige Ausschluss von Vergnügungsstätten des Spiel-, Sex- und Ero-
tikgewerbes ist mit dem vorhandenen Planungsrecht, insbesondere den bisher 
geltenden Satzungen Vergnügungseinrichtungen und andere nicht zu gewähr-
leisten. Es ist daher erforderlich, das geltende Planungsrecht zu ändern. Neben 
der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten können damit auch Wettbüros, Bordelle 
und bordellartige Betriebe entsprechend den städtebaulichen Zielen der Stadt 
differenzierter und restriktiver als bisher geregelt werden. Es ist beabsichtigt, die 
Regelungen zur Zulässigkeit von Vergnügungsstätten für das gesamte Stadtge-
biet neu zu fassen. Als Teil dieser gesamtstädtischen Regelungen soll für den 
Stadtbezirk Plieningen dieser Bebauungsplan aufgestellt werden. 

 
2.2 Geltendes Recht und andere Planungen 
 
2.2.1 Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird heute von dem Textbebau-

ungsplan Vergnügungseinrichtungen und andere Plieningen 1989/14 weitgehend 
abgedeckt. 
In dieser Satzung wird die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten, Bordellen und 
von gastronomischen Einrichtungen, die zum öffentlichen Raum hin Getränke 
und Speisen zum Verzehr anbieten, geregelt. Darin werden drei unterschiedliche 
Kategorien von Vergnügungseinrichtungen vier verschiedenen Gebietstypen 
räumlich zugeordnet. Diese räumliche Zuordnung basiert auf dem Gebietstypen-
plan aus dem Jahre 1979. Danach sind z. B. in den Gewerbegebieten Spielhallen 
ausnahmsweise zulässig. Sofern in einer Umgebung noch keine Spielhalle vor-
handen ist, ist die Ausnahme zu gewähren. Auch in Gebieten, in denen die Zu-
lässigkeit von Vorhaben gemäß § 34 BauGB geregelt wird, können mit dieser 
vorhandenen Satzung städtebaulich unerwünschte Nutzungen nicht verhindert 
werden. 
 
Nach der Rechtsprechung gelten die Festsetzungen solcher Bebauungspläne 
nicht in Gebieten, für die es keine Festsetzungen über die Art der baulichen Nut-
zung gibt (§ 34 und § 35 BauGB-Gebiete). Es gibt im Stadtgebiet von Plieningen 
mehrere solcher Gebiete, weil sie entweder noch nicht überplant wurden oder 
weil für sie noch Planungsrecht aus einer Zeit gilt, in der die Art der Nutzung 
noch nicht Teil der Festsetzungen war (sogenannte einfache Bebauungspläne). 
 
Mit Einfügung des neuen § 9 Abs. 2b in das Baugesetzbuch schuf der Gesetzge-
ber die Möglichkeit, in Gebieten nach § 34 BauGB die Zulässigkeit von Vergnü-
gungsstätten zu regeln, ohne zuvor in gesonderten Bebauungsplanverfahren die 
Art der baulichen Nutzung festsetzen zu müssen. Die neue Regelung bezieht 
sich aber alleine auf Vergnügungsstätten, so dass die Zulässigkeit von Wettbü-
ros, sofern sie nicht als Vergnügungsstätten einzustufen sind, Bordellen und bor-
dellartigen Betrieben in diesen Gebieten mit der Vorschrift des § 9 Abs. 2b 
BauGB nicht geregelt werden kann. 
 
Der Textbebauungsplan 1989/14 wird durch diesen Bebauungsplan ersetzt. 
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2.2.2 Im Plangebiet gelten folgende Bebauungspläne: 
 
1965/89  Bernhauser Straße 
1966/68  Alte Dorfstraße, Schwerzstraße 
1967/30  Echterdinger Straße 
1967/63  Wolfer 
1967/95  Asemwald 
1967/100  Filderhaupt- / Schießhausstraße 
1969/02  Birkach - Süd II 
1969/4  Hagenwiesen 
1969/34  Köpfert 
1969/41  Kellenberg 
1971/21  Asem- / Ohnhold II 
1971/22  Wollgrasweg 
1972/30  Paracelsus-Gymnasium Teilbereich B 
1973/1  Fasanenhof-Ost 
1973/3  Walbrunnenstraße / Windhalmweg Teilbereich A 
1973/61  Walbrunnenstraße Teilbereich C 
1981/19  Kellenberg / Häslacher Weg 
1984/3  Schießhaus- / Filderhauptstraße 
1984/5  Abrundungssatzung Fraubronnstraße 
1988/6  Abrundungssatzung Egilolf- / Welfenstraße 
1988/8  Maurenstraße 
1989/14 Vergnügungsstätten und andere 
1989/55  Ortsumfahrung Plieningen 
1989/65  Knoten Garbe 
1991/7 Umstellung Baugebiete auf BauNVO 1990 
1992/13  Goez-/ Scharnhauser Straße 
1992/26  Chausseefeld 
1993/1  Goez-/ Scharnhauser Straße 
1994/18  Sportgelände Wolfer 
1996/8  Entenäcker 
1998/17  Dreifelder Straße 
2000/13  Friedhof / Neuhauser Straße 
2002/14  Scheurenwiese 
2003/7  Mönchhof 
2006/7  Im Köpfert 
2006/16  Schießhausäcker 
2008/16  Feuerwehrhaus Bernhauser Straße 
2018/3 Körschtalschule 
 
Seit 1962 wurden Bebauungspläne nach BauGB in Verbindung mit der Baunut-
zungsverordnung aufgestellt. Im Geltungsbereich wurden in den Bebauungsplä-
nen reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), besondere Wohn-
gebiete (WB), Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Gewerbegebiete (GE) und 
Sondergebiete (SO) festgesetzt. In diesen Gebieten gelten gemäß BauNVO fol-
gende Regelungen:  
 
 
 



 
- 4 - 

Reine Wohngebiete (WR): 
In WR-Gebieten sind weder Wettbüros, noch Vergnügungsstätten jeglicher Art 
oder Bordelle und bordellartige Betriebe zulässig. 
 
Allgemeine Wohngebiete (WA): 
In WA-Gebieten sind nur Wettbüros, sofern sie nicht als Vergnügungsstätten an-
zusehen sind, ausnahmsweise zulässig. Vergnügungsstätten jeglicher Art, Bor-
delle und bordellartige Betriebe sind nicht zulässig. 
 
Besondere Wohngebiete (WB): 
In WB-Gebieten sind Wettbüros, sofern sie nicht als Vergnügungsstätten anzuse-
hen sind, allgemein zulässig. Vergnügungsstätten sind ausnahmsweise zulässig, 
soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kern-
gebieten allgemein zulässig sind. Bordelle und bordellartige Betriebe sind nicht 
zulässig. 
 
Dorfgebiete (MD) 
In MD-Gebieten sind Wettbüros, sofern sie nicht als Vergnügungsstätten anzuse-
hen sind, allgemein zulässig. Vergnügungsstätten sind ausnahmsweise zulässig, 
soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kern-
gebieten zulässig sind. Bordelle und bordellartige Betriebe sind nicht zulässig. 
 
Mischgebiete (MI): 
In MI-Gebieten sind Wettbüros allgemein zulässig, sofern sie nicht als Vergnü-
gungsstätten anzusehen sind. Vergnügungsstätten sind ausnahmsweise zulässig 
oder in durch überwiegend gewerbliche Nutzungen geprägten MI-Gebieten allge-
mein zulässig, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Um-
fangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind. Bordelle und bordellartige Be-
triebe sind nicht zulässig. 
 
Gewerbegebiete (GE): 
In den GE-Gebieten sind Wettbüros allgemein zulässig, sofern sie nicht als Ver-
gnügungsstätten anzusehen sind. Vergnügungsstätten sind ausnahmsweise zu-
lässig. Bordelle und bordellartige Betriebe sind als Gewerbebetriebe in GE-Ge-
bieten allgemein zulässig. 
 
Sondergebiete (SO): 
In den SO-Gebieten sind weder Wettbüros noch Vergnügungsstätten jeglicher 
Art oder Bordelle und bordellartige Betriebe zulässig, sofern die Zweckbestim-
mung und die Art der Nutzung die vorgenannten Nutzungen nicht beinhalten.  

 
Durch diesen Bebauungsplan werden alle Baugebiete nach § 1 Abs. 4 bis 9 
BauNVO gegliedert, in denen nach geltendem Planrecht Vergnügungsstätten, 
Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros allgemein oder ausnahmsweise 
zulässig sind oder nach Außerkrafttreten des Bebauungsplanes Vergnügungs-
einrichtungen und andere Plieningen 1989/14 allgemein oder ausnahmsweise 
zulässig wären.  
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2.2.3 Vorhabenbezogene Bebauungspläne 
In Bereichen, für die ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gilt, entfaltet der 
vorliegende Bebauungsplan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen im 
Stadtbezirk Plieningen (Plie 83) keine Rechtswirkung, zumal in diesen Gebieten 
die Nutzungen im Sinne dieses Bebauungsplanes ohnehin nicht zulässig wären. 
Eine Änderung der Zulässigkeit der festgesetzten Art der baulichen Nutzung er-
folgt daher für die im Geltungsbereich liegende Vorhabenbezogene Bebauungs-
pläne, die im Folgenden aufgeführt sind nicht: 

 
2008/20  Karlshofstraße 
2003/21  Steckfeld-/Adornostraße 

 
2.2.4 § 34 BauGB-Gebiete 

Im Plangebiet gibt es Bereiche mit sogenannten einfachen Bebauungsplänen 
ohne rechtsverbindliche Festsetzungen über die Art der baulichen Nutzung bzw. 
Bereiche, für die kein Bebauungsplan vorliegt. Die Zulässigkeit der Nutzungen 
auf diesen Flächen ist daher nach § 34 BauGB zu beurteilen.  

 
2.2.5 Laufende Bebauungsplanverfahren 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Plie 83 umfasst auch Bereiche, für 
die bereits Planverfahren eingeleitet wurden:  

 
- Aufstellungsbeschluss vom 23. Februar 2010 Bebauungsplan „Ortsmitte Plie 
  ningen“ (Plie 82) 
- Aufstellungsbeschluss vom 18. März 2014 Aufhebung der Baulinie an der  
  Bernhäuser Straße (Plie 84) 
- Aufstellungsbeschluss vom 23. April 2013 Bebauungsplan Entenäcker II (Plie    
  85) 
- Aufstellungsbeschluss vom 18. Juli 2017 Scharnhauser Straße / Im Bogert Plie 
  ningen (Plie 91) 
- Aufstellungsbeschluss vom 23. Juni 2015 Universität Hohenheim Campus West  
  Plieningen (Plie 81) 
- Aufstellungsbeschluss vom 25. Oktober 2016 Wohnquartier mit Pflegeeinrich   
  tung in Steckfeld im Stadtbezirk Stuttgart-Plieningen (Plie 90) 

 
Bezüglich der Themen Vergnügungsstätten, Bordelle, bordellartige Betriebe und 
Wettbüros sollen die Zielsetzungen des Bebauungsplanes Plie 83 in die genann-
ten laufenden Bebauungsplanverfahren (mit Ausnahme des Bebauungsplanes 
zur Aufhebung der Baulinie Plie 84) übernommen werden. 
 

2.2.6 Der aktuelle Flächennutzungsplan Stuttgart (FNP) stellt für das Plangebiet 
nachfolgende Art der Nutzung als Baugebiete dar:  

  
 Wohnbauflächen 
 gemischte Bauflächen 
 gewerbliche Bauflächen 
 Flächen für den Gemeinbedarf 
 Sonderbaufläche Universität und Sonderbaufläche Universität geplant 
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Die planerischen Ziele des Bebauungsplanes stehen den Zielen und Darstellun-
gen des Flächennutzungsplanes nicht entgegen. Der Bebauungsplan ist als aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt zu bezeichnen. 

 
2.2.7 Der Gebietstypenplan aus 1979 formuliert Planungsziele zu unterschiedlichen 

Nutzungstypen. Er unterscheidet im Plangebiet folgende Gebietstypen: 
 
 

I  Erhaltung der Wohnnutzung 
II  Sicherung und Aufwertung der Wohnnutzung 
III  Sicherung und Verbesserung der gemischten Nutzung 
IV  Sicherung der Fläche für Arbeitsstätten 

 
2.2.8 Im Plangebiet gilt gemäß § 172 BauGB die Erhaltungssatzung 1988/15 mit der 

Städtebaulichen Gesamtanlage Alt-Plieningen; diese bleibt unberührt. 
 
2.2.9 Im Plangebiet befand sich im Stadtteil Plieningen das Sanierungsgebiet Plienin-

gen 1 - Schoellstraße. Dieses wurde im Mai 2019 aufgehoben.  
 
2.2.10 Seit 2008 liegt das fortgeschriebene Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stutt-

gart vor. In diesem werden Zentrentypen ausgewiesen. Im Plangebiet befinden 
sich das D-Zentrum Plieningen sowie die E-Zentren Wollgrasweg und Asemwald.  

 
2.2.11 Vergnügungsstättenkonzeption Stuttgart 

Der Gemeinderat hat am 27. März 2012 eine neue gesamtstädtische Konzeption 
zur Regelung und Steuerung von Vergnügungsstätten als städtebauliches Ent-
wicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen. Die Konzeption ist 
die Grundlage für die weiteren Planungen. 
Gemäß dem Ergebnis der Konzeption ist unter anderem vorgesehen, Vergnü-
gungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexgewerbes sowie Bordelle, bordellartige 
Betriebe und Wettbüros in allen Baugebieten auszuschließen und zur Bedarfsde-
ckung lediglich in A-, B- und C-Zentren gemäß des fortgeschriebenen Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes Zulässigkeitsbereiche zu definieren.  

 
3. Planinhalt 
3.1 Städtebauliche Konzeption und Art der baulichen Nutzung 

Die im Plangebiet heute vorhandene Nutzungsverteilung mit Wohn-, Misch-, 
Dorf-, Gewerbe- und Sondergebieten entspricht im Wesentlichen den städtebau-
lichen Zielen für den Stadtbezirk. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Uni-
versität Hohenheim Campus-West (Plie 81) sollen Sondergebiete Universität 
ausgewiesen werden. Die Eigenart der Gebiete soll daher erhalten bleiben. 
Durch die Nachfrage von Standorten für Spielhallen sind insbesondere die Ge-
werbe- und gemischten Gebiete in ihrer Eigenart gefährdet. 
 
Die heute vorhandene Mischung entspricht im Grundsatz der gewollten städte-
baulichen Entwicklung und Ordnung. Diese vorhandene Nutzungsmischung wird 
gegenwärtig durch den verstärkten Wunsch, Spielhallen zu etablieren, negativ 
beeinflusst, da zu befürchten ist, dass sich die Spielhallennutzung im Wettbe-
werb um die Nutzflächen durchsetzen wird. Es besteht die Gefahr einer Verzer-
rung des sensiblen Boden- und Mietpreisgefüges und dadurch die Gefahr der 
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Verdrängung der gebietsbestimmenden vorhandenen Nutzungen, wie z. B. Ein-
zelhandels- und einzelhandelsnahen Dienstleistungsbetrieben und anderen dem 
Wohnen dienenden Einrichtungen. Generell sind Beeinträchtigungen und Nut-
zungsunverträglichkeiten mit den hohen Wohnanteilen zu erwarten. Weitere Nut-
zungskonflikte ergeben sich im unmittelbaren Kontext mit öffentlichen, sozialen 
oder kulturellen Einrichtungen. 
Die städtebauliche und wohnungspolitische Zielsetzung wird gefährdet, da durch 
die Ansiedlung von Spielhallen, Wettbüros und den damit einhergehenden Stör-
potenzialen eine Niveauabsenkung der Gebiete, ein sogenannter „Trading-down-
Effekt“, zu befürchten ist. Das Erscheinungsbild von Spielhallen durch Lichtwer-
bung, zugeklebte Schaufenster und große Werbeplakate - insbesondere im Erd-
geschoss - wirkt sich negativ auf den angrenzenden öffentlichen Raum aus und 
wertet ihn ab.  
 
Um eine Niveauabsenkung der Gebiete, den sogenannten „Trading-down-Effekt“ 
zu verhindern, sollen Vergnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexgewerbes, 
Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros in allen Baugebieten des Plange-
bietes ausgeschlossen werden. Grundlage für die städtebauliche Konzeption ist 
das Gutachten „Vergnügungsstättenkonzeption für Stuttgart“ des Planungsbüros 
Dr. Donato Acocella Stadt- und Regionalentwicklung. Gemäß dem Ergebnis des 
Gutachtens wird vorgesehen, Vergnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sex-
gewerbes, Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros in allen Baugebieten, 
welche eine Zulässigkeit ermöglichen, auszuschließen und zur Bedarfsdeckung 
lediglich in A-, B- und C-Zentren gemäß des fortgeschriebenen Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes Stuttgart (GRDrs 222/2008) räumlich begrenzte Zulässig-
keitsbereiche zu definieren.  
 
Die Vergnügungsstättenkonzeption sieht grundsätzlich den Ausschluss von Ver-
gnügungsstätten außerhalb der A-, B- und C-Zentren vor. Aufgrund der besonde-
ren Publikumsorientierung sollen jedoch Diskotheken und vergleichbare Feierhal-
len, Tanzlokale und Swinger-Clubs als besondere Unterarten von Vergnügungs-
stätten in entsprechend geprägten Gewerbegebieten bzw. in Kerngebieten au-
ßerhalb der Zulässigkeitsbereiche ausnahmsweise angesiedelt werden können. 
 
Im Rahmen der Vergnügungsstättenkonzeption wurden die Gewerbegebiete im 
Stadtbezirk Plieningen im Hinblick auf ihren Bestand und ihre Nutzungsverträg-
lichkeit für sonstige Vergnügungsstätten untersucht. Das Ergebnis lässt sich fol-
gendermaßen zusammenfassen: Für die Gewerbestandorte im Bereich Wollgras-
weg, im Bereich Dreifelderstraße und das Gewerbegebiet In den Entenäckern 
wird ein genereller Ausschluss von Vergnügungsstätten empfohlen, der mit vor-
liegendem Bebauungsplanverfahren umgesetzt wird. Für das Gewerbegebiet an 
der Schießhausstraße trifft die Vergnügungsstättenkonzeption keine Aussage. 
Aufgrund der städtebaulichen Struktur und vorwiegenden Wohnnutzung in der 
näheren Umgebung ist auch hier ein genereller Ausschluss von Vergnügungs-
stätten erforderlich.  
 
Im Stadtbezirk Plieningen gibt es keine festgesetzten Kerngebiete. Somit werden 
in Plieningen auch keine Bereiche definiert, in denen Unterarten von Vergnü-
gungsstätten zulässig sind. 
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Eine Sondersituation nimmt die Thomas-Münzer-Scheuer auf dem Campus der 
Universität Hohenheim ein. Hier finden zwar gelegentlich durch den AstA organi-
sierte Tanzveranstaltungen und Ähnliches statt, der Schwerpunkt wird jedoch in 
einer kulturellen, eindeutig dem Universitätsbetrieb zugeordneten Nutzung gese-
hen, so dass es sich hierbei nicht um eine Vergnügungsstätte im Sinne dieses 
Bebauungsplanes handelt. Der Betrieb der Thomas-Münzer-Scheuer kann unab-
hängig von diesem Bebauungsplanverfahren wie bisher weitergeführt werden.  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich eine bauordnungsrecht-
lich genehmigte Spielhalle, die nach den Festsetzungen dieses Bebauungspla-
nes künftig nicht mehr zulässig wäre. Die Vergnügungsstättenkonzeption, die die 
städtischen Ziele bezüglich der Vergnügungsstättennutzung festschreibt, ist einer 
der Abwägungsbelange gemäß § 1 Abs. 6 BauGB. Dem privaten Interesse an 
der Fortexistenz der Vergnügungsstätte wird im Falle des bereits bauordnungs-
rechtlich genehmigten und vorhandenen Betriebs aber Vorrang eingeräumt vor 
der vollständigen planungsrechtlichen Umsetzung der Ziele der Vergnügungs-
stättenkonzeption. Dies dient der Investitionssicherheit und dem Erhalt vorhande-
ner Arbeitsplätze. Deshalb werden gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO Erneuerungen 
und Änderungen dieser bestehenden und genehmigten Vergnügungsstätte pla-
nungsrechtlich gesichert (erweiterter Bestandsschutz). Entsprechende Betriebe, 
die nicht bauordnungsrechtlich genehmigt sind, können hingegen nicht dem er-
weiterten Bestandsschutz gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO unterworfen werden. Die-
ser Bestandsschutz erlischt, sobald an Stelle der heutigen Vergnügungsstätte 
eine andere Nutzung beantragt, genehmigt und aufgenommen wird.  
 
Da das Gebiet überwiegend bebaut ist, die Zweckbestimmung des Gebietes in 
seinen übrigen Teilen gewahrt bleibt und Vergnügungsstätten künftig nicht mehr 
zulässig wären, liegen die Voraussetzungen für eine Festsetzung gemäß § 1 
Abs. 10 BauNVO vor. Bei dem Bestandsbetrieb, der gesichert wird, sind keine 
Erweiterungen zulässig. Ebenso sind Nutzungsänderungen dieses Betriebes in 
andere Formen von Vergnügungsstätten oder andere Einrichtungen im Sinne 
dieses Bebauungsplanes nicht zulässig.  
 
Deshalb wird folgender vorhandener Vergnügungsstättenbetrieb, dessen Nut-
zung bauordnungsrechtlich genehmigt ist und der nach den Festsetzungen die-
ses Bebauungsplanes künftig nicht mehr zulässig wäre, gemäß § 1 Abs. 10 
BauNVO planungsrechtlich gesichert: 
 

Filderhauptstraße 43 (Erdgeschoss) - Spielhalle 
 
Sonstige bauordnungsrechtlich genehmigte Vergnügungsstätten sind im Plange-
biet nicht vorhanden. 
 
Durch den Ausschluss von Vergnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexge-
werbes werden im Wesentlichen alle Regelungsinhalte der alten Vergnügungs-
stättensatzung Plieningen 1989/14 abgedeckt. Die bisher geltenden Regelungen 
nach dem Bebauungsplan 1989/14 zu Bordellen und bordellartigen Betrieben 
stimmen mit der Zielsetzung dieses Bebauungsplanes überein und werden daher 
übernommen. Die Ansiedlung von Bordellen und bordellartigen Betrieben hätte 
extrem negative Auswirkungen auf die Eigenart der Gebiete, auf das Bodenpreis-
niveau, auf die bestehende Nutzungsmischung, auf die hohen Wohnanteile und 
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die dem Wohnen dienenden Einrichtungen sowie auf die sozialen und kulturellen 
Einrichtungen. Bordelle und bordellartige Betriebe sollen daher im gesamten 
Plangebiet nicht zugelassen werden. 
 
Wettbüros, die nicht unter die Vergnügungsstättendefinition fallen, werden 
ebenso ausgeschlossen, da sie gemäß der „Vergnügungsstättenkonzeption für 
Stuttgart“ das gleiche Störpotenzial entfalten wie Spielhallen. 
 
Bauordnungsrechtlich genehmigte Wettbüros, Bordelle oder bordellartige Be-
triebe sind im Plangebiet nicht vorhanden, so dass keine Festsetzung gemäß § 1 
Abs. 10 BauNVO für diese Betriebsarten in Betracht kommt. 
 
Die Regelungen der genannten alten Vergnügungsstättensatzung zu Imbissstän-
den werden nicht übernommen. Imbiss- und Verkaufsstände, die zum öffentli-
chen Raum Speisen und Getränke zum Verzehr anbieten, spielten in der Geneh-
migungspraxis der letzten Jahre keine wesentliche Rolle. Die Regelung der alten 
Vergnügungsstättensatzung kam kaum zur Anwendung. Daher sind diese Ein-
richtungen im Plangebiet nicht regelungsbedürftig. 
 
In Bereichen, für die ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gilt, entfaltet der 
vorliegende Bebauungsplan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen im 
Stadtbezirk Plieningen (Plie 83) keine Rechtswirkung, zumal in diesen Gebieten 
die Nutzungen im Sinne dieses Bebauungsplanes ohnehin nicht zulässig wären. 
Eine Änderung der Zulässigkeit der festgesetzten Art der baulichen Nutzung er-
folgt für die unter 2.2.3. genannten Bebauungspläne nicht. 
 
Für die Bereiche im Plangebiet, die nach § 34 BauGB beurteilt werden, wird von 
der Vorschrift des § 9 Abs. 2 b BauGB Gebrauch gemacht. Demnach werden 
auch in diesen Bereichen unter Berücksichtigung der Vergnügungsstättenkon-
zeption und der genannten städtebaulichen Ziele jegliche Arten von Vergnü-
gungsstätten ausgeschlossen.  
 
Der Ausschluss von Bordellen und bordellartigen Betrieben ist mit der Vorschrift 
des § 9 Abs. 2 b BauGB nicht möglich, da diese nur eine Regelung von Vergnü-
gungsstätten vorsieht. Allerdings sind derartige Betriebe in den im Plangebiet 
vorhandenen Bereichen, die nach § 34 BauGB beurteilt werden, im Hinblick auf 
die Eigenart der näheren Umgebung ohnehin nicht zulässig. 
 
Denkbar wäre allerdings die Ansiedlung von Wettbüros, die nicht den Charakter 
einer Vergnügungsstätte haben. Diese Nutzungen wären, je nach Ausgestaltung, 
evtl. in den vorhandenen § 34 BauGB-Gebieten zulässig. Die Gefahr einer derar-
tigen Ansiedlung wird jedoch als gering eingeschätzt. Unter Berücksichtigung 
dessen und dem Erfordernis einer zeitnahen Umsetzung der Vergnügungsstät-
tenkonzeption, die sich für den Stadtbezirk Plieningen verzögern würde, wenn 
man zunächst ein Gebiet nach der BauNVO festsetzen würde, um auch Wettbü-
ros, die keine Vergnügungsstätten sind, ausschließen zu können, erscheint es 
gerechtfertigt, für die Bereiche nach § 34 BauGB zunächst von der Regelung des 
§ 9 Abs. 2 b BauGB mit den entsprechenden Festsetzungen Gebrauch zu ma-
chen. Erforderlichenfalls kann in einem späteren Verfahren auch der Ausschluss 
von nicht nach § 9 Abs. 2 b BauGB abgedeckten Nutzungen vorgenommen wer-
den. 



 
- 10 - 

3.2 Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Erschließung, sonstige Festsetzun-
gen 
Alle anderen Festsetzungen des geltenden Planungsrechtes (z. B. zum Maß der 
baulichen Nutzung, zur Bauweise, zur Erschließung, Begrünung, zu Geh- und 
Leitungsrechten etc.) bleiben unberührt.  

 
 
4.  Örtliche Bauvorschriften 

Die im geltenden Planungsrecht festgesetzten örtlichen Bauvorschriften (z. B. zu 
Dachvorschriften, Antennen, Einfriedigungen etc.) bleiben unberührt. 
 

5.  Umweltbelange 
Der Bebauungsplan ergänzt bzw. ändert die Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung der rechtsverbindlichen Bebauungspläne in Bezug auf Vergnügungs-
stätten, Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros und setzt für Gebiete, die 
nach § 34 BauGB zu beurteilen sind, nach § 9 Abs. 2b BauGB einen Ausschluss 
von Vergnügungsstätten fest. Die Belange des Umweltschutzes werden durch 
diese Festsetzungen nicht berührt bzw. es ist nicht mit erheblichen umweltbezo-
genen Auswirkungen bei Durchführung der Planung zu rechnen. Die Umweltbe-
lange werden im Umweltbericht erörtert. 
 
Eingriffsregelung nach Naturschutzrecht 
Eingriffe in Natur und Umwelt i.S.v. § 1 a BauGB sind bereits erfolgt oder sind 
bereits auf der Grundlage des geltenden Rechtes zulässig. Darüber hinausge-
hende Eingriffe werden durch die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes nicht 
ermöglicht. Ausgleichsmaßnahmen sind demnach nicht erforderlich. 
 

6.  Planverwirklichung, Folgemaßnahmen und Kostenschätzung 
Bodenordnung, sonstige Maßnahmen 
Bodenordnung oder sonstige Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Kosten 
Kosten sind keine zu erwarten.  
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Teil II: 
Umweltbericht 
1. Beschreibung des Planvorhabens, der Prüfmethoden und der  

Vorgaben 
1.1 Beschreibung des Planvorhabens 
1.1.1  Lage im Raum, räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet erstreckt sich über den gesamten bebauten Bereich im Stadtbe-
zirk Stuttgart-Plieningen und schließt bestehende Bebauungspläne alten Rechtes 
(Baulinienpläne) sowie Bebauungspläne nach BauGB ein. Für kleinere Teilberei-
che liegen keine Bebauungspläne vor; die Zulässigkeit von Vorhaben wird in die-
sen Teilen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 
BauGB geregelt.  

1.1.2  Art und Umfang des Planvorhabens, Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 
Die für die Landeshauptstadt Stuttgart erarbeitete Konzeption hat zum Ziel, die 
Zulässigkeit von Vergnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexgewerbes sowie 
Wettbüros zu regeln bzw. in allen bebauten Gebieten weitestgehend auszu-
schließen und zur Bedarfsdeckung lediglich in A-, B- und C-Zentren  
- entsprechend dem 2008 fortgeschriebenen Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
- Zulässigkeitsbereiche zu definieren.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich, um Vergnügungsstätten 
sowie Wettbüros, Bordelle und bordellartige Betriebe im Stadtbezirk Plieningen 
auszuschließen. 

1.1.3  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
Die Definition der Zulässigkeitsbereiche erfolgte im Rahmen der Erstellung der 
Vergnügungsstättenkonzeption. Dabei wurden mehrere Alternativen erörtert. Er-
gebnis der Erörterungen ist der Ausschluss von Zulässigkeitsbereichen im Stadt-
bezirk Plieningen. Anderweitige Möglichkeiten als die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes zum Ausschluss von Vergnügungsstätten für den gesamten Pla-
nungsbereich bestehen nicht. Die bei der Erstellung der Konzeption diskutierten 
alternativen Zuordnungen von Zulässigkeitsbereichen im Stadtgebiet führen für 
den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes zu keinen anderen Umweltauswir-
kungen. 

1.1.4  Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Der Bebauungsplan enthält ausschließlich Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung hinsichtlich Vergnügungsstätten und anderer gewerblicher Nutzungen 
wie Wettbüros, Bordelle und bordellartige Betriebe. Dabei sollen die übrigen 
Festsetzungen der bestehenden Bebauungspläne weiterhin gelten. Auch sind die 
sonstigen städtebaulichen und planerischen Ziele nicht betroffen. Zudem setzt 
der Bebauungsplan für Gebiete, die nach § 34 BauGB zu beurteilen sind, über § 
9 Abs. 2b BauGB einen Ausschluss von Vergnügungsstätten fest.  

 
1.1.5  Wesentliche Einwirkungen des Vorhabens und voraussichtlicher Einwir-

kungsbereich 
Die Vergnügungsstättenkonzeption beschränkt die o. a. Nutzungen innerhalb 
Stuttgarts auf als vertretbar eingestufte Bereiche und schließt sie in den übrigen 
Teilen insbesondere zum Schutz der Bevölkerung und der städtebaulichen Ord-
nung aus. Dieser Ausschluss wird für den Bezirk Plieningen mit vorliegender Pla-
nung geregelt. Die Planung führt nicht zu Wirkungen, die den Zustand der Um-
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welt verändern könnten. Nachteilige Auswirkungen (auch außerhalb des Gel-
tungsbereiches) beschränken sich ggf. auf die in der Konzeption festgelegten Zu-
lässigkeitsbereiche (möglicherweise hier Erhöhung des Nutzungsdruckes). 

1.1.6  Darstellung der wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkei-
ten und der wesentlichen Auswahlgründe 
Um die angestrebten Planungsziele zu erreichen, käme alternativ zur Aufstellung 
dieses Bebauungsplanes nur die Änderung aller im Plangebiet geltenden Bebau-
ungspläne in einzelnen Verfahren in Betracht. Dies wäre ein verfahrensmäßig 
unverhältnismäßig großer Aufwand bei gleicher (unerheblicher) Auswirkung auf 
die Umwelt. 
 

1.2  Beschreibung der Prüfmethoden 
1.2.1  Räumliche Abgrenzung des Untersuchungsgebietes und inhaltliche 

Schwerpunkte der Untersuchungen 
Das Untersuchungsgebiet entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes. Wesentlicher Belang ist das Schutzgut Mensch. Weitere Schwerpunktbil-
dungen der Untersuchungen sind nicht erforderlich. 

1.2.2  Angewandte Untersuchungsmethoden 
Auswertung vorhandener Unterlagen. Während der Bearbeitung sowie der früh-
zeitigen Beteiligung hat sich gezeigt, dass keine Sondergutachten und vertiefen-
den Untersuchungen zu Umweltaspekten erforderlich sind. 

1.2.3  Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen 
Informationen 

 Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Informationen bestanden nicht.  

1.3 Übergeordnete Vorgaben 
1.3.1  Rechtlich geschützte Gebiete und Objekte 

Unmittelbar an den besiedelten Bereich grenzen ein FFH-Gebiet, das Land-
schaftsschutzgebiet Körschtal sowie die Naturschutzgebiete Weidach- und Zetta-
chwald bzw. Häslachwald an. Im besiedelten Bereich befindet sich ein Natur-
denkmal in der Goezstraße 10 (21/3), Flst. Nr. 216/1 und 218/1. Angrenzend an 
den besiedelten Bereich gibt es einige Biotope gemäß § 30 NatSchG Baden-
Württemberg, die im Schutzgebieteplan zum Landschaftsplan der Stadt Stuttgart 
verzeichnet sind. Sowohl innerhalb als auch außerhalb des Plangebietes kom-
men streng bzw. besonders geschützte Arten vor. 

1.3.2  Regionalplan  
Der Regionalplan enthält für die mit diesem Bebauungsplan getroffenen Rege-
lungen zu Vergnügungsstätten keine übergeordneten Vorgaben. Die Flächen des 
Stadtbezirks Plieningen liegen außerhalb des Siedlungsbereiches weitgehend in 
einem Regionalen Grünzug. 

1.3.3  Flächennutzungsplan/Landschaftsplan 
Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet im Wesentlichen Wohnbauflä-
chen, gemischte und gewerbliche Bauflächen, Flächen für den Gemeinbedarf, 
Sondergebiet Universität sowie Grünflächen und Verkehrsflächen dar; darüber 
hinaus stellt er Allgemeine Fläche für Landwirtschaft und Fläche für Landwirt-
schaft mit Ergänzungsfunktion dar. 
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1.3.4  Sonstige fachrechtliche Umweltanforderungen: Ziele des Umweltschutzes 
aus Fachgesetzen und Fachplanungen, Berücksichtigung bei der Planauf-
stellung  
Die Ziele des Umweltschutzes aus Fachgesetzen und -planungen werden von 
der vorliegenden Planung nicht berührt. 

 
2. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile innerhalb der  

Vorhabensfläche und im Einwirkungsbereich des Planvorhabens 
2.1 Übersicht (naturräumliche Lage, Nutzungen) 

Das Plangebiet liegt im nordwestlichen Teil der Filderebene, die sich im Süden 
von Stuttgart mit mehr als 200 m über das Stadtzentrum erhebt. Durchzogen wird 
der Landschaftsraum von der zum Neckar fließenden Körsch. Das Stadt- und 
Landschaftsbild ist in weiten Teilen auch heute noch von weitläufigen Freiflächen 
für Land- und Forstwirtschaft geprägt und hat einen hohen Freizeitwert für den 
Besucher. Begrenzt werden die Fildern durch die Waldbereiche des Glemswal-
des, des Schönbuchs, des Degerlocher Waldes und der Waldbereiche zwischen 
Wolfschlugen, Neuhausen und Denkendorf. Die steilen Hänge der Körsch und 
ihrer Zuflüsse sind häufig bewaldet und mit Streuobstbeständen oder Wiesen 
ausgestattet. 

  
 Der Siedlungskörper im Plangebiet weist im Ortszentrum Plieningen entlang der 

Filderhauptstraße einen großen Bereich mit gemischter Nutzungsstruktur auf. Im 
Norden und Süden schließen sich von Wohnen geprägte Bereiche an sowie das 
Gelände der Universität Hohenheim mit der denkmalgeschützten Anlage des 
Schlosses Hohenheim und dem exotischen und botanischen Garten. Die ge-
werblich genutzten Bereiche liegen vorwiegend im Osten und Südosten des Orts-
zentrums von Plieningen. 

2.2  Schutzgut Mensch 
Das Plangebiet wird neben Gebieten mit gewerblicher Nutzung durch Wohnbau-
flächen mit unterschiedlicher Situation für das Wohnumfeld charakterisiert. Sie 
sind mit erholungsrelevanter Infrastruktur (Spiel-, Sport- und Grünflächen) ausge-
stattet. 

2.3 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Im Plangebiet befinden sich die für den Innenbereich charakteristischen Habitate 
der Siedlungsflächen (Gebäudekomplexe, Gärten, Grünflächen, Grünanlagen 
und Brachflächen), die auch seltenen und gefährdeten, darunter auch besonders 
und streng geschützten Arten, Lebensraum bieten können. Im Geltungsbereich 
liegen Biotope gemäß § 30 NatSchG Baden-Württemberg. Das Plangebiet liegt 
außerhalb der Baumschutzsatzung. FFH- und Vogelschutzgebiete liegen am 
Rand des Plangebietes. Gesonderte Gutachten sind nicht erforderlich. 

2.4  Schutzgut Boden 
Die Bodenqualität (BOKS) ist mit Ausnahme der hochwertigen Hohenheimer 
Gärten größtenteils fehlend bis gering, in den mehr dörflich strukturierten Ortsla-
gen oft auch mittel. Der besiedelte Bereich ist teilweise versiegelt. 

 Im Stadtbezirk Plieningen gibt es eine Vielzahl von Altlastenflächen. 
 Gesonderte Gutachten sind nicht erforderlich. 
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2.5  Schutzgut Wasser 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten und außerhalb des 
Heilquellenschutzgebietes. Teile des besiedelten Bereichs grenzen an Über-
schwemmungsgebiete der Körsch. Die Planung hat keine Auswirkungen auf die 
Überschwemmungsgebiete. Gesonderte Gutachten sind nicht erforderlich 

2.6  Schutzgut Klima und Luft 
Der Klimaatlas stellt für Plieningen folgendes dar: bebautes Gebiet mit klimarele-
vanter Funktion; geringe klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit gegenüber 
Nutzungsintensivierung z.B. Arrondierung, Schließung von Baulücken. Er weist 
im besiedelten Bereich Stadtkern-, Stadtrand- und Gartenstadtklimatope aus. Di-
rekt angrenzend im Nordosten liegen Freiflächen mit bedeutender Klimaaktivität. 
Gesonderte Gutachten sind nicht erforderlich. 

 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Luftreinhalte-/ Aktionsplanes für den 
Regierungsbezirk Stuttgart, Teilplan Landeshauptstadt Stuttgart. 

2.7 Schutzgut Landschaft 
 Das Stadt- und Landschaftsbild im Plangebiet wird durch die Siedlungsflächen, 

das Körschtal und die vorwiegend landwirtschaftlich genutzte Filderebene ge-
prägt (vgl. Kap. 2.1).  

  
2.8 Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

 Im Plangebiet liegen zahlreiche Kulturdenkmale sowie historisch-kulturell bedeut-
same Gebäude und Elemente. 
 

3. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung (Status-quo-Prognose) 
Bei Verzicht auf die Planung können die Zielsetzungen der Vergnügungsstätten-
konzeption nicht rechtsverbindlich umgesetzt werden. Dies hätte zur Folge, dass 
sich zusätzliche Vergnügungsstätten ansiedeln könnten, was nachteilige Wirkun-
gen insbesondere auf das Schutzgut Mensch haben kann (Lärm, städtebauliche 
Struktur, soziales Gefüge). Strukturelle oder bauliche Veränderungen sind auf 
Grundlage des derzeit geltenden Planungsrechtes weiterhin möglich und zuläs-
sig. 
 

4. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der  
Planung 

4.1 Einführung 
 Da es sich bei der Planung lediglich um Regelungen hinsichtlich der Zulässigkeit 

von Vergnügungsstätten wie Spielhallen, gewerbliche Nutzungen in Form von 
Wettbüros, Bordelle und bordellartige Betriebe für ein Bestandsgebiet handelt, 
sind Auswirkungen auf die Umwelt bezogen auf das Schutzgut Mensch gegeben.  

4.2 Schutzgut Mensch 
 Die durch die Planung vorgesehenen Festsetzungen dienen im Wesentlichen 

dem Schutz und der Erhaltung der vorhandenen städtebaulichen und sozialen 
Strukturen und der Vermeidung von Fehl- bzw. unerwünschten Entwicklungen im 
Stadtbezirk.  

 Da Vergnügungsstätten und die anderen Nutzungen im Sinne dieses Bebau-
ungsplanes im Plangebiet nahezu vollständig ausgeschlossen werden, führt die 
Planung langfristig zu günstigen Wirkungen auf das Wohnumfeld. 
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 Durch Verdrängung von Vergnügungsstätten aus lärmempfindlichen Bereichen 
kann es langfristig zu einer Verringerung von Lärmbelastungen kommen. Eine 
Konzentrationswirkung kann langfristig in den Gebieten erfolgen, in denen Ver-
gnügungsstätten zulässig sind. Dies sind solche Gebiete (vorwiegend Kern- und 
Gewerbegebiete), die für die Aufnahme von Vergnügungsstätten grundsätzlich 
oder im Einzelfall städtebaulich geeignet sind. Ein solcher Bereich ist im Stadtbe-
zirk Plieningen nicht vorhanden. Die Planung führt nicht zu einer Veränderung 
der Verkehrsinfrastruktur und auch nicht zu Verlagerungen von Verkehrsströmen. 

 
 Das Vorhaben hat für den Betrachtungsraum damit insgesamt positive Auswir-

kungen auf das Schutzgut Mensch. 

4.3 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 Die Planung regelt nur die Art der zulässigen Nutzungen. Das Maß der baulichen 

Nutzung wird gegenüber dem derzeit gültigen Maß nicht geändert. Es werden 
keine neuen Baumöglichkeiten eröffnet. Die Inanspruchnahme von Gärten, Grün-
flächen und Grünanlagen auf Grundlage dieser Planung ist nicht zulässig. Die 
Planung hat daher keine Auswirkung auf Biotop- und Nutzungstypen oder Bio-
topkomplexe. Das Vorhaben entfaltet weiterhin keine Fernwirkungen, so dass 
Beeinträchtigungen der Naturschutzgebiete und des FFH-Gebietes ausgeschlos-
sen werden können. Das Naturdenkmal wird durch die Planung ebenfalls nicht 
beeinträchtigt und es entstehen keine nachteiligen Wirkungen auf den Baumbe-
stand sowie die im Bezirk heimischen Tier- und Pflanzenarten.  

4.4 Schutzgut Boden 
 Die Planung führt nicht zu Veränderungen der Nutzung der Bodenoberfläche und 

somit nicht zu Veränderungen für das Schutzgut Boden. Mit der Planung ist 
keine Veränderung der BOKS-Index-Punkte verbunden. 

4.5 Schutzgut Wasser 
 Die Planung regelt nur die Art der zulässigen Nutzungen. Das Maß der baulichen 

Nutzung wird gegenüber dem derzeit gültigen nicht geändert. Die Planung führt 
nicht zu Veränderungen für das Schutzgut Grundwasser bzw. Oberflächenge-
wässer. 

4.6 Schutzgut Klima und Luft 
 Die Planung regelt nur die Art der zulässigen Nutzungen. Das Maß der baulichen 

Nutzung wird gegenüber dem derzeit gültigen nicht geändert. Die Planung führt 
nicht zu Veränderungen für das Schutzgut Klima und Luft. 

4.7 Schutzgut Landschaft 
 Die Planung führt nicht zu Veränderungen für das Schutzgut Landschaft und Er-

holung in der Landschaft. 

4.8 Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
 Die Planung führt nicht zu Veränderungen für das Schutzgut Kultur- und sonstige 

Sachgüter. 

4.9 Sonstige Angaben 
 Die Planung hat keine Auswirkungen auf die Vermeidung von Emissionen, den 

sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern oder auf Pläne des Abfall-
rechtes. Sie hat weiterhin keine Auswirkungen auf die Nutzung erneuerbarer 
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Energien, den sparsamen und effizienten Umgang mit Energie, den Klimaschutz 
oder die Anpassung an den Klimawandel. 

 
5. Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

erheblich nachteiliger Umweltauswirkungen 
 Auf der Grundlage der Fachgesetze besteht eine Verpflichtung, erheblich nach-

teilige Umweltauswirkungen zu vermeiden, unvermeidliche Auswirkungen durch 
entsprechende Maßnahmen zu verringern bzw. auszugleichen.  

 Da mit der Planung bei allen Schutzgütern negative oder gar erheblich nachtei-
lige Umweltauswirkungen nicht verbunden sind, sind Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich nicht erforderlich. 
 

6. Eingriffe in Natur und Landschaft 
 Die Planung regelt nur die Art der zulässigen Nutzungen. Das Maß der baulichen 

Nutzung wird gegenüber dem derzeit gültigen Maß nicht geändert. Es werden 
keine neuen Baumöglichkeiten eröffnet. Die Inanspruchnahme von Gärten, Grün-
flächen und Grünanlagen auf Grundlage dieser Planung ist nicht zulässig. Mit der 
Planung sind daher keine Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden, Aus-
gleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 
 

7. Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher nachteiliger  
Umweltauswirkungen auf die Umwelt (Monitoring) 

 Da mit der Planung keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt verbunden 
sind, sind besondere Maßnahmen zur Überwachung nicht erforderlich. 

8. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 Mit der Planung werden für die Bestandsgebiete lediglich Regelungen hinsicht-

lich der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten (z. B. Spielhallen) sowie gewerbli-
chen Nutzungen wie Wettbüros, Bordelle und bordellartige Betriebe getroffen. 
Die Festsetzungen dienen der städtebaulichen Ordnung zum Schutz des Bestan-
des. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind mit der Planung nicht ver-
bunden. 

 
9. Literatur/Quellen/herangezogene Unterlagen und Planwerke 

Regionalplan des Verbands der Region Stuttgart 
 Flächennutzungsplan Stuttgart 
 Landschaftsplan-Entwurf 
 Klimaatlas Verband Region Stuttgart 
 Rechtskräftige Bebauungspläne 
 Luftbild 

Vergnügungsstättenkonzeption für Stuttgart - Neue Regelungen zur Steuerung 
von Vergnügungsstätten in Stuttgart 

 
Amt für Stadtplanung und Wohnen 
Stuttgart, 12. März 2015/19. Juni 2019 
 
 
 
 
Dr.-Ing. Kron 
Stadtdirektor 
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